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«1:0 für die Gegenseite»
Der Sicherheitsexperte Stephan Reinhardt sagt, was die Polizei bei Krawallen tun kann – und was nicht

Die Krawalle amHardplatz vom ver-
gangenen Wochenende dürften die
Sicherheitsbehörden, die Stadt-
zürcher Politik und die Quartier-
bevölkerung in Zürich Aussersihl
noch eine Weile beschäftigen. Chao-
ten hatten die Polizei nach einer
illegalen Party stundenlang mit
Feuerwerk, Glasflaschen und Pflas-
tersteinen attackiert. Das Ausmass
der Sachbeschädigungen lässt sich
noch nicht beziffern. Man erhalte
weiterhin Meldungen von betroffe-
nen Anwohnern, teilte die Stadtpoli-
zei am Mittwoch auf Anfrage mit. Es
sei von einer sechsstelligen Summe
auszugehen. Zu klären werde auch
sein, warum die Chaoten den einen
Mannschaftswagen der Sicherheits-
kräfte hätten verlassen vorfinden und
in aller Ruhe demolieren und anzün-
den können – und was daraus zu ler-
nen sei, hiess es weiter.

Einer, der sich mit solchen Einsät-
zen auskennt, ist Stephan Reinhardt,
früherer Kommandant der Aargauer
Kantonspolizei und heute als Sicher-
heitsberater und Strafverteidiger in
Zürich tätig. Er weiss, was die Polizei
tun kann in derlei Situationen – und
was nicht.

Herr Reinhardt, die Videos der Aus-
schreitungen beim Hardplatz wirken
so, als hätten die Sicherheitskräfte die
Krawallanten einfach machen lassen.
Täuscht der Eindruck?
Ja. Wer vor Ort eingreifen, Straftaten
verhindern oder deeskalieren will, muss
zahlenmässig dazu in der Lage sein.Das
war offensichtlich nicht der Fall. Die
Polizei musste mit den Mitteln auskom-

men, die sie in dieser Nacht zur Ver-
fügung hatte. Für ein Grossaufgebot war
es wahrscheinlich zu spät. Und: Die
Aktion mit den Böllern und Raketen
war sehr gut vorbereitet. Die Chaoten
hatten ihre «Munition» offenbar gebun-
kert. Um das vorauszusehen, fehlt die
rechtliche Handhabe: Man kann diese

potenziellen Täter auf vagen Verdacht
hin nicht observieren oder deren Smart-
phones überwachen.BeiTerrorverdacht
oder Kapitalverbrechen wäre die Aus-
gangslage eine andere.

Stichwort Deeskalation: Ist das realis-
tisch – bei einem aggressiven Mob von
vermummten Krawallanten?
Man muss es zumindest probieren.
Mit Abmahnungen per Megafon etwa,
mit der Zusicherung, dass man der
Gegenseite freies Geleit garantiere,
wenn sie den Ort des Geschehens ver-
lasse. Aber:Wer deeskalierend wirken
will, muss gleichzeitig Stärke demons-
trieren. Und wenn das nicht möglich
ist, muss man sich wohl oder übel zu-
rückziehen oder sich auf die Eingren-
zung der Lage konzentrieren.

Vermummte Gewalttäter würden wo-
möglich entgegnen: Polizisten in Kampf-
montur seien an sich schon Grund
genug, um sie anzugreifen.
Vielleicht, ja. Bei einem planbaren Ein-
satz wären Polizisten mit Schutzausrüs-

tung und solche ohne vor Ort, die mit
der Gegenseite den Dialog suchen wür-
den. So lautet der Idealfall. Das Eskala-
tionspotenzial beim Hardplatz hatten
die Sicherheitskräfte vorher jedoch
nicht auf dem Radar. Dann muss es
schnell gehen, dann treten Polizisten
halt in Schutzmontur auf.

Und ziehen sich dann zurück, weil die
Schläger auf der anderen Seite in der
Überzahl sind. Ist das nicht eine Steil-
vorlage für die nächste illegale Party mit
Krawallen in Zürich?
Es ist zu befürchten. 1:0 für die Gegen-
seite, die unbehelligt Container und Poli-
zeiautos abfackeln konnte.Das spornt an
für die nächste Auseinandersetzung.
Aber auch hier stellt sich die Frage:
Wie weit wollen wir gehen in unserem
Rechtsstaat? Wollen wir solche Delin-
quenten überwachen – noch dazu ohne
ausreichend konkreten Tatverdacht?

Wäre die Nacht anders verlaufen, wenn
doppelt so viele Polizisten ausgerückt
wären?

Die Sicherheitskräfte hätten ganz an-
dereMöglichkeiten gehabt, ja.Vielleicht
hätte man den Gegner einkesseln kön-
nen.Aber ein solches Aufgebot lag und
liegt halt einfach nicht immer drin.Und:
Druck erzeugt auch Gegendruck. Der
Gegner würde beim nächsten Mal wo-
möglich noch mehr Kräfte mobilisieren.
Das wäre auch kein gutes Signal.

Hätte man Krawallanten in flagranti
verhaften können?
Das ist schwer zu sagen.Wennman einen
festnehmen will, kommen ihm womög-
lich fünf oder sechs Kollegen zu Hilfe.
Da ist es oft klüger,wenn sich die Polizei
auf Beweisaufnahmen vor Ort konzen-
triert – nach denAusschreitungen.

Wie kann man sich diese Arbeit der Er-
mittler vorstellen? Ist das Glücksache?
Ein FCZ-Ultra konnte unlängst über-
führt werden, weil er am Tatort eine
Ricola-Packung hatte fallen lassen . . .
DNA-Spuren sind wichtig, ebenso natür-
lich Videoaufnahmen und Daten von
Mobiltelefonen. Welche Smartphones

sind aktiv zum Tatzeitpunkt? Welche
haben sich bei einer Mobilfunkantenne
in der Nähe eingeloggt? Interessant
finde ich auch die Frage nach den Pyros,
die jeweils zu Hunderten verkauft wer-
den. Es ist davon auszugehen, dass die
Abnehmer kaum alle ein Boot auf dem
Zürichsee besitzen und daher auf solche
Notfallleuchtstäbe angewiesen wären.
Wer kauft diese Pyros?Wo landen die in
grossen Mengen? Mit einer Verfügung
der Staatsanwaltschaft liesse sich das
womöglich herausfinden.

Der Ricola-Täter wurde zu einer be-
dingten Freiheitsstrafe samt Geldstrafe
in Höhe von 9000 Franken verurteilt,
weil er die Glastür einer Turnhalle ein-
geschlagen und ein Transparent von
GC-Fans gestohlen hatte. Eignen sich
solche Urteile dazu, andere Chaoten von
künftigen Straftaten abzuhalten?
Bei testosterongeladenen jungen Män-
nern in einem aufgeputschten Umfeld
erscheint mir das zweifelhaft.Zumal sol-
cheTäter davon ausgehen, dass sie ohne-
hin nicht erwischt werden.

Interview: Robin Schwarzenbach

Tschechische Kurzgeschichte bringt zwei Männer vor Gericht
Ein 89-jähriger Autor und ein 77-jähriger Redaktor einer Zeitschrift sind wegen antisemitischer Diskriminierung angeklagt

TOM FELBER

Ein Dielsdorfer Einzelrichter muss be-
urteilen, ob ein Prosatext, der im Origi-
nal erst noch auf Tschechisch ist, Ange-
hörige der jüdischen Gemeinschaft
herabsetzt. «Zpravodaj» heisst eine Zeit-
schrift desVerbandes derTschechen und
Slowaken in der Schweiz. Die Auflage
beträgt rund 350 Stück. In der Ausgabe
vom Mai 2024 erschien unter dem Titel
«Gerächter Gastwirt» eine Kurz-
geschichte, die ein heute 89-jähriger Exil-
Tscheche eingereicht hatte. Mitange-
klagt ist der 77-jährige, für den Inhalt der
Zeitschrift verantwortliche Redaktor.

Eine jüdische Frau, die eine Tochter
von Holocaustüberlebenden ist, erstat-
tete Strafanzeige.AmRande des Prozes-
ses erklärt sie, der Text strotze vor anti-
semitischen Passagen. Sie habe nach der
Publikation den Redaktor um eine Ent-
schuldigung gebeten, erst als diese aus-
geblieben sei, habe sie Strafanzeige er-
stattet.Eigentlich sei es aber sowieso ein
Offizialdelikt.

Die Staatsanwältin, die am Prozess
nicht erscheinen muss, beantragt Verur-
teilungen beider Beschuldigten wegen
Diskriminierung undAufruf zu Hass zu
bedingten Geldstrafen. Laut der An-

klage wird im Text das Bild einer geld-
gierigen jüdischen Person gezeichnet,
die als Gastwirt in einem Dorf eine Ge-
sellschaft unterwandert und dieser Scha-
den zufügt. Mit der konkreten Darstel-
lung der jüdischen Hauptfigur Izak
Propr, die den alten und schwächeren
Kalina durch List und Betrügereien
finanziell austrickst, würden klar anti-
semitische Stereotype und Klischees be-
dient, schreibt die zuständige Staats-
anwältin. Dadurch würden «jüdische
Gemeinschafts- und Gläubigkeitsange-
hörige» herabgesetzt.

Schon mehrfach veröffentlicht

Die Anklageschrift enthält mehrere
konkrete Textpassagen, die aus dem
Tschechischen übersetzt wurden. Dabei
werden Wörter und Passagen hervor-
gehoben, die denVorwurf stützen sollen:
«Wanze», «durchtrieben», «der Jude»
und «schnappen wie ein Habicht».

Der 89-Jährige betont in seiner Befra-
gung, es handle sich bei der Kurz-
geschichte um dieWiedergabe einer über
120-jährigen wahren Lebensgeschichte,
die seit 1904 schon mehrfach veröffent-
licht worden sei, ohne dass es je Pro-
bleme gegeben habe. Er habe sie nur

redigiert, gekürzt und «verbessert». Die
Geschichte sei in ganz Tschechien ver-
breitet. Sein Verteidiger erklärt, das ent-
sprechende Buch von Josef Tuma (1865
bis 1933),derDorfpossen gesammelt und
aufgeschrieben habe, sei bis in die 1990er
Jahre in achtAuflagen erschienen.

Er habe nicht imTraum gedacht, dass
jemand durch denText beleidigt werden
könnte, sagt der 89-Jährige.Es gehe auch
um Ironie und «Hinterhältigkeit», und
das verstehe nicht jeder. Zudem sei der
tschechische Humor anders als der
Schweizer Humor, er sei roher, der
Schweizer Humor menschlicher. Im
Nachhinein sehe er aber schon, dass es
ein grosser Irrtum gewesen sei.Er müsse
in Zukunft mehr aufpassen. Auf die
Frage, ob er diese Kurzgeschichte noch-
mals so schreiben würde, antwortet er:
«Nein, keinesfalls!»

Der 89-Jährige, der seit 1979 in der
Schweiz lebt und eingebürgert ist, betont,
er sei kein Antisemit. Sein eigener Vater
sei von der Gestapo verhaftet und ins KZ
Mauthausen geschickt worden, wo er
gestorben sei. Er sei sogar zu einemAch-
tel selber Jude. Auch der 77-jährige
Redaktor, der seit 1968 in der Schweiz
lebt, verwahrt sich gegen die Anschuldi-
gung, ein Antisemit zu sein. Er sei vom

Vorwurf völlig überrascht worden. Er
habe denArtikel zuvor gelesen und nicht
schlimm gefunden. Es handle sich um
eine lustige Geschichte von einemMann,
der einen anderen überlistet habe und
dann selber überlistet werde. Es sei ein
Dorfstreit, in dem ein Jude auftrete.
«Warum sollte ein Jude nicht als Jude be-
zeichnet werden?», fragt er.

Freisprüche für beide

Von den zwei Beschuldigten ist nur der
Redaktor anwaltschaftlich vertreten.
Sein Verteidiger beantragt einen Frei-
spruch. Die Thematik erfordere eine
vertiefte Auseinandersetzung mit dem
historischen und sprachlichen Hinter-
grund. Die Anzeigenerstatterin sei auf-
grund ihrer jüdischen Herkunft beson-
ders sensibel. Ein Hauptargument ist,
dass die Übersetzung einseitig sei und
zahlreiche Fehler aufweise. Es gehe
auch um Wortspiele. Die Geschichte
handle von einem geschäftstüchtigen
Händler, der Verträge spitzfindig wört-
lich zu seinen eigenen Gunsten auslege,
ohne jeglichen religiösen Hintergrund.
Durch die «überspitzte Erzählung in
einem böhmischen Kaff» werde nie-
mand herabgesetzt.

Das Bezirksgericht Dielsdorf spricht
beide Beschuldigten frei. Die Kosten
gehen auf die Staatskasse.Der Redaktor
erhält 5500 Franken Prozessentschädi-
gung für seine anwaltschaftlicheVertre-
tung. Der Text sei objektiv höchst pro-
blematisch, erklärt der Einzelrichter
jedoch. In der Übersetzung würden
typische Stereotype gegenüber Juden
beschrieben. Einen solchen Text dürfte
man heutzutage nicht mehr veröffent-
lichen, ohne ihn in einen historischen
Kontext zu stellen. Der Freispruch sei
aber aufgrund der subjektiven Seite er-
folgt. Entscheidend sei die Frage, ob die
beiden Beschuldigten mit Bewusstsein
und Willen, eventualvorsätzlich oder
fahrlässig gehandelt hätten.

Beide hätten in der Befragung ver-
neint, denWillen gehabt zu haben, Juden
herabzusetzen. Das Gericht habe ihnen
geglaubt, dass sie sich nicht bewusst ge-
wesen seien, was dieser Text für die jüdi-
sche Gemeinschaft bedeuten könne. Die
beiden hätten nicht erkannt, was sie
publizierten.Das Gericht hoffe nun aber,
dass dieser Prozess bei ihnen das entspre-
chende Bewusstsein hervorgerufen habe.

Urteile GG260 023 und GG260 024 vom
14. 10. 2026, nicht rechtskräftig.

«Die Polizei muss
mit den Mitteln
auskommen,
die sie zur
Verfügung hat.»

Stephan Reinhardt
SicherheitsberaterPD

Totalschaden: Ein Fahrzeug der Stadtpolizei brannte vollständig aus. STADTPOLIZEI ZÜRICH 40 000 Franken
Graffiti-Schäden
R.Sc. · An einem Freitagabend Ende
August hatten etwa hundert Personen
aus der linksautonomen Szene den
Lindenhof in Zürich besetzt. Die Stadt-
polizei liess sie gewähren. Zwei Tage
später hinterliessen die Vermummten
ein Bild der Verwüstung: versprayte
Hausfassaden, versprayte Mauern und
jede Menge Abfall.

Jetzt ist klar, wie viel die Entfernung
der Graffiti ungefähr kosten wird: Grün
Stadt Zürich rechnet mit einem Auf-
wand von bis zu 40 000 Franken. Dies
geht aus einerAntwort des Stadtrats auf
eine Anfrage der Gemeinderätinnen
Martina Zürcher (FDP), Karin Weyer-
mann (Mitte) und 28 weiteren Parla-
mentariern hervor.Während des Happe-
nings gingen 23 Lärmklagen ein, danach
mussten 2,2TonnenAbfall beseitigt wer-
den. Eine Rechnungsstellung zuhanden
der Urheber sei nicht möglich, schreibt
der Stadtrat. Und zwar aus einem ein-
fachen Grund: Die Besetzer sind den
Behörden nicht bekannt. Personalien
wurden während der Besetzung keine
aufgenommen.


